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Bundesamt für Strahlenschutz Salzgitter/ BfS

Die 1989 neu errichtete Bundesfachbehörde untersteht der Dienst- und Fachaufsicht des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und hat ihren Sitz in Salzgitter mit Außenstellen in Berlin, Freiburg, München, Braunschweig, Berlin-Karlshorst. Angegliedert sind die Geschäftsstellen der Reaktorsicherheitskommission / RSK, der Strah-lenschutzkommssion / SSK und des Kerntechnischen Ausschusses/ KTA.

Das BfS hat die Aufgabe die Bundesregierung in Fragen des Strahlenschutzes einschließlich Bundesaufsicht kerntechnische Sicherheit sowie Entsorgung radioaktiver Abfälle / Transport zu beraten und zu unterstützen. Zusammengefasst werden in der neuen Behörde Zuständigkeiten Strahlenschutz aus dem Bundesgesundheitsamt, der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt, der Gesellschaft für Reaktorsicherheit, Bundesamt für Zivilschutz. Nach der Wiedervereinigung 1990 kamen noch Teile des ehemaligen DDR-Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz hinzu. Das BfS gliedert sich in die vier Abteilungen: Strahlenwirkungen, Strahlenschutz, Kerntechnische Sicherheit und Nukleare Entsorgung und Transport. Das BfS hat 690 Mitarbeiter.

Der Wissenschaftsrat hat in seinem Gutachten vom 19. Mai 2006 die verwaltungsbezogene Forschung des BfS sehr kritisch beurteilt. Das BfS „könne für die Gesamtheit seiner Tätigkeitsspektrums nicht mehr garantieren, dass es die ihm gesetzlich zugewiesenen Aufgaben nach dem internationalen Stand von Wissenschaft und Technik erledigt...“. Der Wissenschaftsrat moniert ungenügende Sicherung wissenschaftlicher Qualität. „regulativ-administrative Erstarrung“ mit der Folge fehlender Unabhängigkeit und Motivation der BfS-Mitarbeiter bei Wahrnahme hoheitlicher und wissenschaftlicher Aufgaben, fehlende Vernetzung mit der nationalen und internationalen „scientific community“.

Damit nicht genug, wird besonders harsch vom Wissenschaftsrat die fachlich inkompetente Besetzung einzelner Leitungsstellen, vor allem die des BfS-Präsidenten Wolfram König beklagt. In Zukunft sollte nach Votum Wissenschaftsrat die Besetzung einzelner Leitungs-stellen eine gemeinsame Berufung mit Universitäten zur Hebung personeller Qualität sein. Bei BfS-Chef Wolfram König und anderen BfS-Führungskräften habe „der im Gründungs-gesetz 1989 festgelegte wissenschaftliche Auftrag weitgehend keine Rolle „ gespielt.

Im Klartext: - befreit von der Behördensprache des Wissenschaftsrates hat - wie schon oft in Presse berichtet - der frühere Bundesumweltminister Jürgen Trittin Mustergrüne scharenweise berufen, bei seinem Amtsantritt die ministeriellen Webseiten von früheren Gutachten der Reaktorsicherheitskommission gelöscht. In den Grün-Jahren des BfS ist internationales Prestige und  Anerkennung in der Fachwelt der Fachbereiche „Sicherheit in der Kerntechnik“ und „Sicherheit nuklearer Entsorgung“ in Bodenlos-Unerhebliche abgesunken. Vor 20 Jahren noch hatte die deutsche Reaktorsicherheitsforschung eine Spitzenstellung in der Welt.

Das Deutsche Forum Nachhaltiger Mittelstand hat wiederholt vorgeschlagen nach englischem Beispiel beim Bundeskanzleramt eine Stabstelle für wissenschaftliche Politikberatung einzurichten - also eines Chief Scientific Executive Advisor mit Vollmacht Kurzgutachten mit Fristsetzung vom maximal sechs Monaten in Auftrag zu geben - statt ständig mit jetzt schon weit über zwei Milliarden EURO Ausgaben von Bund und Ländern für immer neue Bundes- und Landesanstalten als Politspielweisen der einzelnen Ressorts. Wissenschaftliche Front-Expertise ist jedenfalls in der Universitätsforschung und den großen Wissenschaftsorganisa-tionen wie Deutsche Forschungsgemeinschaft, Max-Planck-Gesellschaft, Helmholtzgesell-schaft, Fraunhofer-Gesellschaft, Wissenschaftsgemeinschaft Leibniz usw. viel stärker anzutreffen, als in Ressortforschungseinrichtungen. Den Luxus von monadenhaft atomare-abgeschotteter Ressortberatung und Outsourcing klassischer Verwaltungsaufgaben ohne jeden Bezug auf wissenschaftliche Forschung kann sich ein moderner mit seinen Forschungseinrichtungen hart im internationalen Wettbewerb stehender Staat wie Deutschland nicht mehr leisten. Paradebeispiel für diese im Wortsinn NOTwendigkeit ist das Bundesamt für Strahlenschutz in seiner jetzigen beklagenswerten Verfassung.

Seit September 2008 ist das Bundesamt für Strahlenschutz auch zuständig für das als For-schungsvorhaben der Münchner Helmholtz-Gemeinschaft betriebene atomare Versuchslager ASSE in Niedersachsen für schwach- bis mittelaktive radioaktive Abfälle. Als Forschungs-vorhaben unterlag es im wesentlichen seit 1967 dem Bergrecht, und nicht dem strengeren Atomrecht (das Vorschriften für atomare Endlager für hochradioaktiven Abfälle vorsieht).  Das Asse-Versuchslager Nähe Wolfenbüttel liegt im stillgelegten Salzbergwerk Asse II - also im Wahlkreis  Bundesumweltminister Gabriel(SPD). In Asse lagern inzwischen fast 130 000  Fässer mit atomaren Abfällen, die teilweise angerostet eventuell Grundwasser gefährdende Laugen durchsickern lassen könnten. Bergrecht war Länderkompetenz, Atomrecht ist Bundeskompetenz. Auf den Bund kommen bei Schließung des Lagers Asse oder sogar Rückholen der über Hundertausend Fässer gewaltige Milliarden-Finanzlasten zu. Vorgesehen war ohnehin das Lager Asse bis 2014 zu schließen.

Der zwischen CDU und FDP einerseits und SPD und Bündnis90/Grünen andererseits seit Jahren geführte „Religionskrieg Kernenergie“ erhält im Vorlauf der Bundestagswahl 2009 neuen Zündstoff - zumal ein weiteres ehemaliges Salzbergwerk in gleicher Region Nieder-sachsen, diesmal in Gorleben seit Jahrzehnten streitig amtlich geprüft wird auf Geeignetheit als Endlager für hochaktive Kernbrennstoffe - eingekeilt zwischen PRO - und Contra der Kernenergie-Fraktionen. Dies Alles in Zuständigkeit Bundesforschungsministerium / Bundesamt für Strahlenschutz. Ein Schelm, wer wissenschaftliche Sachrationalität und Fachkompetenz Risikoabschätzung einfordert, die Polit-Befangenheit ausschließt?

Ergebnis Gorleben war bisher immer neue formale Einwände und Protestaktionen der Kernkraftgegner. Juristenhickhack, immer wieder neue Studien, Kopfschütteln internationaler Fachwelt. Diese Verschleppungs-Strategie Gorleben ist längst ein Skandal. Der Vertrauens-GAU/größter anzunehmender Prestigeschaden für sichere deutsche Energiewirtschaft mit Ausspielen hoher Leistungsstand deutscher Kernsicherheitstechnik - ist abzusehen. In Europa und weltweit. Es ist Verfassungspflicht der Bundesregierung „Schaden vom deutschen Volk abzuwenden“, endlich nach bald einem halben Jahrhundert ein nach Stand von Wissenschaft und Technik tragbare Endlagerlösung zu finden. Ob in Gorleben oder anderswo in Deutschland. Anderen Ländern - in Le Hague / Frankreich oder englischem Sellarsfield deutschen hochaktiven Atommüll aus Entscheidungsschwäche vor die Füße zu kippen, ist sträflich verfassungswidrig, energiepolitischer Blackout.

Notiz: Wissenschaftsrat, OECD-EnergieAgentur sind vor Entscheidung des Bundesamtes für Strahlenschutz als Krisenmanager nicht gehört worden. Noch ein heißes Eisen?

Menke-Glückert (Update September 08)

Siehe auch: FAZ – Frankfurter Allgemeine Zeitung, 26.08.2008, Nr. 199, S. 1

Suchen, um nicht zu finden

In der Endlagerfrage täuscht Umweltminister Gabriel Aktivität vor.

Von Stefan Dietrich

Zügig und ergebnisorientiert" wollten CDU, CSU und SPD eine "Lösung für die sichere Endlagerung radioaktiver Abfälle" suchen. So steht es in den Koalitionsvereinbarungen vom November 2005. Der zuständige Bundesumweltminister Gabriel ist diesem Auftrag bisher eher zögerlich und ausweichend nachgekommen. Auch seine kürzlich vorgelegten Sicherheitsanforderungen, die Ende Oktober auf einer Anhörung zur Endlagerung erörtert werden sollen, täuschen Handeln nur vor. Wenn die Kanzlerin oder andere Regierungsmitglieder aufzählen, was bis zum Ende der Legislaturperiode abgearbeitet sein soll, wird die "Lösung" dieser Frage gar nicht mehr erwähnt.

Kaum jemand stört sich daran: nicht die Medien, die noch jeden falsch gesetzten Dübel in einem Kernkraftwerk zum ernsten Zwischenfall aufbauschen, aber die Untätigkeit der Bundesregierung in der Entsorgung beharrlich übersehen; nicht die Energiekonzerne, die aus dieser Untätigkeit Nutzen ziehen, weil sie umso länger über die milliardenschweren Rücklagen verfügen können, die sie für die Entsorgung ihrer radioaktiven Abfälle gebildet haben; nicht die Atomkraftgegner, die sich nur zu gern darauf berufen, dass die Endlagerfrage "ungelöst" sei, und die nichts mehr fürchten als den Tag, an dem diese Behauptung nicht mehr zutrifft.

Der Wendepunkt, an dem die "ergebnisorientierte" Entsorgungspolitik gestoppt und in ihr Gegenteil verkehrt wurde, war der Beginn der rot-grünen Koalition vor bald zehn Jahren. Mit der ihm eigenen Selbstgewissheit erklärte der damalige Umweltminister Trittin alles, was bis dahin an Geld und wissenschaftlichem Sachverstand in die Suche nach geeigneten Standorten investiert worden war, für unzulänglich und unverantwortlich. Mit Rot-Grün sollte die Suche von vorn beginnen, und zwar mit der Vorgabe, dass alle Arten radioaktiver Abfälle in einem einzigen Endlager untergebracht werden sollten.

Es gab nur eine Schwierigkeit: Wollte der Bund die weit gediehenen Projekte Gorleben und Schacht Konrad aufgeben, musste er ihre Nichteignung nachweisen. Andernfalls hätte er die erheblichen Aufwendungen zurückzahlen müssen, mit denen die Abfallverursacher bis dahin in Vorleistung getreten waren. Dieser Nachweis gelang weder in Gorleben noch in Schacht Konrad. Für das Endlager Konrad konnte die Genehmigung schon nicht mehr versagt werden; für Gorleben vereinbarte die Regierung mit der Energiewirtschaft ein auf zehn Jahre befristetes Verbot jeglicher weiterer Erforschung des dortigen Salzstocks. Die Zeit sollte für die Erkundung "alternativer Standorte" genutzt werden.

Geschehen ist das nicht. Trittin rief einen Arbeitskreis Endlager ins Leben, dessen Ausarbeitung er sich nie zu eigen machte; er ließ umfangreiche theoretische Untersuchungen über die Eignung verschiedener Wirtsgesteine anstellen, die bestätigten, was Geologen schon vorher wussten, und vergab zahlreiche Gutachten, deren Nutzen nie erkennbar wurde. Willfährige Helfer dieser Verzögerungstaktik waren nicht nur das dem Umweltminister unterstellte Bundesamt für Strahlenschutz, sondern auch wissenschaftliche Gremien, die der Bundesregierung mit unabhängigem Sachverstand dienen sollen.

Obwohl klar war, dass Trittins Ein-Endlager-Konzept den Nachweis der Langzeitsicherheit erschweren, wenn nicht gar vereiteln würde, wurde es nie öffentlich kritisiert. Erst Trittins Nachfolger ließ es stillschweigend fallen. Statt die Endlagersuche voranzutreiben, zwang Trittin die Kraftwerksbetreiber, neue Zwischenlager einzurichten. Damit brachte er zwar den Gorleben-Protest zum Schweigen, vervielfachte aber zugleich die Zahl oberirdischer Lagerstätten für hochradioaktive Abfälle, was nicht der Sicherheit der Bevölkerung diente.

Nach der Rückkehr zur getrennten Aufbewahrung hochradioaktiver Abfälle besteht Umweltminister Gabriel weiterhin darauf, die Endlagersuche außerhalb Gorlebens fortzusetzen. Begründung: Erst durch Vergleich könne man den "bestgeeigneten" Standort auswählen. Das Atomgesetz und der geologische Verstand sagen freilich, dass es nur geeignete und ungeeignete Lagerstätten geben kann.

Zudem wartet Gabriel nun mit zwei neuen Überraschungen auf: Er erhöht die Anforderungen an die Langzeitsicherheit von hunderttausend auf eine Million Jahre und verlangt, dass die eingelagerten Stoffe "mindestens fünfhundert Jahre lang" rückholbar sein müssten. Der erste Punkt ist praktisch unerfüllbar; der zweite steht ihm diametral entgegen. Entweder gibt es ein wartungsfreies Endlager, das mehrere Eiszeiten übersteht, ohne dass die eingelagerten Stoffe wieder an die Oberfläche gelangen, oder man hält die Zugänge offen und riskiert damit auch unabsichtliche Freisetzung von Radioaktivität. Die Nichtrückholbarkeit war einer der wenigen Punkte, in denen über alle Kursänderungen hinweg Einigkeit bestand.

Gemessen an der Zielstrebigkeit, mit der bis 1998 an einer verantwortbaren Lösung des Endlagerproblems gearbeitet wurde, herrscht seither auf diesem Gebiet das reine Chaos. Angerichtet haben es Sozialdemokraten und Grüne, denen angeblich nichts mehr am Herzen liegt als der Schutz der Bevölkerung. Die sollte ihnen das nicht länger abnehmen.
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